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1 Vorbemerkung 

Die vorliegende 69. Änderung des Flächennutzungsplanes (FNP-Ä) der Samtgemeinde Sit-
tensen erfolgt im sog. Parallelverfahren nach § 8 Abs. 3 BauGB gleichzeitig mit der Aufstel-
lung des Bebauungsplanes Nr. 10 „Gewerbegebiet Im Haselbusch“ der Gemeinde Hamer-
sen. Dieser bezieht die Flächen des Teilbereichs 1 der vorliegenden 69. FNP-Ä sowie un-
mittelbar daran angrenzende, bereits rechtswirksam als gewerbliche Baufläche dargestellte 
Flächen ein. Wenngleich die Geltungsbereiche der 69. FNP-Ä und des Bebauungsplans 
Nr. 10 der Gemeinde Hamersen nicht genau übereinstimmen, so bauen die jeweils zu er-
stellenden Umweltberichte doch inhaltlich aufeinander auf. Sie werden der Planbegründung 
spätestens in der Entwurfsfassung jeweils als gesonderter Teil beigefügt.  

Nach § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB sind die Öffentlichkeit sowie die Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereiche durch die Planung be-
rührt werden kann, möglichst frühzeitig über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Pla-
nung, sich wesentlich unterscheidende Lösungen, die für die Neugestaltung oder Entwick-
lung eines Gebietes in Betracht kommen, und die voraussichtlichen Änderungen der Pla-
nung zu unterrichten.  

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gesetzlich aufgefordert, sich 
bereits in dieser frühzeitigen Phase sowohl zur Planung als auch im Hinblick auf den erfor-
derlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung zu äußern (Scoping).  

2 Grundlagen der Planung  

2.1 Anlass, Erfordernis und Ziel der Planung 

Die Gemeinde Hamersen stellt sich als prosperierender Wohnstandort mit einem regen 
Vereinsleben und örtlich etablierten Gewerbebetrieben dar. Die Absicherung insbesondere 
der örtlichen Handwerksbetriebe, auch in Bezug auf eine langfristige Entwicklungsperspek-
tive und Tragfähigkeit, ist ein vitales Interesse der Gemeinde und damit auch der Samtge-
meinde Sittensen. Die vorliegende Bauleitplanung dient genau dieser Absicherung bzw. der 
Aufnahme langjährig etablierter Gewerbestandorte auf dem Gebiet der Gemeinde Hamer-
sen in das strategische Gesamtkonzept der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung 
der Samtgemeinde Sittensen.  

Die betreffenden Standorte in Ortsrandlage (Teilbereich 1 / TB 1) bzw. außerhalb der ge-
schlossenen Ortschaft (Teilbereich 2 /TB 2) werden bereits langjährig bewirtschaftet und 
wurden im Rahmen der dort genehmigten gewerblichen Nutzung durch die Betreiber kon-
sequent fortentwickelt. Sie sind im Bestand voll erschlossen und betten sich in die umlie-
genden Strukturen ein.   

Der Teilbereich 1 der vorliegenden Änderung schließt unmittelbar an eine bereits im FNP 
vorhandene Darstellung von gewerblichen Bauflächen an und erweitert diese in moderater 
Weise. Die Erweiterung erfolgt so, dass neu entstehende gewerbliche Bebauung aus-
schließlich von der geschlossenen Ortschaft weg gerichtet entstehen kann. Siedlungsstruk-
turell ist dies vor dem Hintergrund gut vertretbar, dass der nördliche Siedlungsrand der 
Ortslage Hamersen im Bestand nicht klar wahrnehmbar definiert ist. Die Landesstraße 
L130 / Scheeßeler Straße bleibt im Rahmen der vorliegenden Änderung als „räumliche 
Kante in Richtung Osten“ erhalten, im Norden wird die Siedlungsfläche künftig von den dort 
vorhandenen Grünstrukturen (Baumreihen) klar begrenzt.  

Der rechtswirksame Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Sittensen stellt für den Teil-
bereich 1 Flächen für die Landwirtschaft dar. Die geplante gewerbliche Entwicklung wider-
spricht dieser Darstellung, so dass der Flächennutzungsplan zu ändern ist.  
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Ziel der Planung ist es, die gewerblichen Strukturen am Hauptort der Ortschaft Hamersen 
sinnvoll und in einem städtebaulich angemessenen Umfang zu erweitern. 

Der Teilbereich 2 liegt räumlich abgesetzt nördlich der geschlossenen Ortslage Hamersen. 
Der Betriebsstandort ist bereits seit über 70 Jahren Teil des gewerblichen und städtebauli-
chen Gefüges der Gemeinde Hamersen. Die am Standort erbrachten Dienstleitungen sind 
dabei zwar dauerhaft klar auf die regionale Landwirtschaft ausgerichtet (schwerpunktmäßig 
Reparatur und Instandhaltung von Landmaschinen inkl. Verkauf) und haben sich in dieser 
Hinsicht aus der Landwirtschaft entwickelt. Gleichwohl überwiegt der gewerbliche Charak-
ter, sodass eine unmittelbare Einordnung des Teilbereichs als Fläche für die Landwirtschaft 
nach Auffassung der Samtgemeinde nicht sachgerecht ist. Die Darstellung als gewerbliche 
Baufläche ist nach Auffassung der Samtgemeinde insbesondere deshalb städtebaulich ge-
boten, weil die vorhandenen Strukturen bereits langjährig soweit verfestigt sind, dass es 
sich bei der Bebauung im Teilbereich 2 nicht um eine Splittersiedlung (im Sinne des § 35 
Abs. 3 Satz 1 Ziff. 7) handelt. Vielmehr bilden die vorhandenen Bauten einen organischen 
Zusammenhang, der siedlungsstrukturell ein gewisses Gewicht besitzt und in dieser Hin-
sicht als – vom Hauptort räumlich abgesetzter – Ortsteil der Gemeinde Hamersen anzu-
sprechen ist. Seine Erhaltung und maßvolle, der räumlichen Lage entsprechende Entwick-
lung ist Teil der städtebaulichen Grundkonzeption der Samtgemeinde Sittensen.  

Der rechtswirksame Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Sittensen stellt für den Teil-
bereich 2 Flächen für die Landwirtschaft dar. Die dort langjährig praktizierte Nutzung wider-
spricht dieser Darstellung, so dass der Flächennutzungsplan zu ändern ist. 

Ziel der Planung ist es, die im Teilbereich 2 vorhandenen gewerblichen Strukturen im Flä-
chennutzungsplan sachgerecht abzubilden und in dieser Weise zu dokumentieren, dass sie 
Teil der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung bzw. der sich daraus ergebenden Art 
der Bodennutzung sind. Auf diese Weise sollen die vorhandenen Strukturen dauerhaft pla-
nerisch gesichert werden und die Möglichkeit geschaffen werden, das Gewerbe in einem 
städtebaulich angemessenen Umfang zu erweitern. 

2.2 Lage und Größe der Änderungsfläche 

Die Änderungsfläche mit einer Gesamtfläche von ca. 4,43 ha liegt im bislang unbeplanten 
Außenbereich im Norden der Ortslage Hamersen und gliedert sich in zwei Teilbereiche, die 
jeweils unmittelbar an der Landesstraße 130 / Scheeßeler Straße gelegen sind.  

Der Teilbereich 1 (TB1) bezieht im Wesentlichen die bislang unbebauten Teile des Flur-
stücks 27/4 der Flur 7, der Gemarkung Hamersen ein und weist eine Gesamtfläche von ca. 
1,76 ha auf. Er liegt am nördlichen Siedlungsrand der Ortslage Hamersen, nördlich der 
Gemeindestraße Im Haselbusch.  

Der Teilbereich 2 (TB2) bezieht die Flurstücke 16, 17 und 18/1 sowie den nördlichen Teil 
des Flurstücks 19 der Flur 8, der Gemarkung Hamersen ein und weist eine Gesamtfläche 
von ca. 2,67 ha auf. Er liegt etwa 400 m nordöstlich des Siedlungsrandes der Ortslage 
Hamersen, nördlich der Gemeindestraße Uhlenhop. 

Die räumliche Abgrenzung der beiden Teilbereiche ist der Planzeichnung zu entnehmen. 

2.3 Gegenwärtige Situation im Änderungsbereich 

Der Teilbereich 1 stellt sich weit überwiegend als intensiv bewirtschaftete landwirtschaftli-
che Nutzfläche dar. Diese Ackerfläche schließt nördlich an das vorhandene Gewerbegrund-
stück an. Im Südosten schließt die Änderung eine Fläche mit ein, die zwischen dem Ge-
werbegrundstück und der Landesstraße liegt und sich als private Grünfläche mit entspre-
chender Pflege darstellt.  
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Im Südwesten wird ein Geländestreifen einbezogen, der abweichend von der bestehenden 
FNP-Darstellung als „Pflanzstreifen“ tatsächlich Bestandteil des Gewerbegrundstücks ist 
und nach Maßgabe der vorliegenden Genehmigungen überbaut wurde.  

Entlang der nordwestlichen Grenze des TB1 verläuft innerhalb des Änderungsbereiches die 
Zufahrt zum nordwestlich gelegenen Sportplatzgelände. Entlang der nördlichen Grenze er-
streckt sich eine Baumreihe aus Eichen und Pappeln, deren Stämme beiderseits der 
Grenze stehen. Die östliche Grenze ist ebenfalls durch eine Baumreihe (Eiche und Ahorn) 
geprägt, welche jedoch auf dem Straßenflurstück der Landesstraße steht. Die nördliche 
Abgrenzung des Gewerbegrundstücks zu den Ackerflächen wird ebenfalls durch eine lo-
ckere Baumreihe gebildet. Auch entlang der nordwestlichen Grenze (jenseits der Sport-
platz-Zufahrt) befindet sich eine Gehölzreihe. Diese liegt allerdings – unter Ausnahme einer 
dreistämmigen Pappel – zum großen Teil außerhalb des TB 1. Insgesamt kann festgehalten 
werden, dass der Teilbereich 1 durch die umliegenden Strukturen bereits über eine gute 
Einbindung in das Landschaftsbild verfügt.  

Neben den ökologischen Strukturen grenzen eine Außenbereichs-Wohnlage im Norden 
und eine Gemeinbedarfsfläche (örtliche Feuerwehr) an den Änderungsbereich an. Die dörf-
liche Wohnbebauung der Ortslage Hamersen beginnt westlich des Feuerwehrgrundstücks 
bzw. südlich / südwestlich des Gewerbegrundstücks und grenzt somit nicht unmittelbar an 
den Teilbereich 1 an.  

Eine Anbindung an die entlang der östlichen Geltungsbereichsgrenze verlaufenden Lan-
desstraße besteht indirekt über die südlich des Gewerbegrundstücks verlaufende Gemein-
destraße Im Haselbusch.  

Der Teilbereich 2 stellt sich als ein weit überwiegend mit gewerblich genutzten Gebäuden 
bebauter Bereich inmitten landwirtschaftlich genutzter Flächen dar. Die Bebauung ist dabei 
deutlich entlang der Landesstraße bzw. in der Tendenz im westlichen Teil des TB 2 orien-
tiert, während die straßenabgewandten Grundstücksbereiche keine bzw. kaum bauliche 
Nutzung aufweisen. Jene Teilflächen werden teilweise als Lagerflächen genutzt, stellen 
sich teilweise als intensiv gepflegtes Grünland dar und weisen im zentralen Bereich einen 
mit Gehölzen umstandenen Teich auf, welcher traditionell der Aufnahme des nicht schäd-
lich verunreinigten Oberflächenwassers vom Betriebsgelände dient.  

Unmittelbar angrenzend an den TB 2 befinden sich an dessen südlicher und südöstlicher 
Grenze einzelne Außenbereichs-Wohnlagen, die nicht Bestandteil des gewerblichen Kom-
plexes sind und daher nicht mit in die FNP-Darstellung aufgenommen werden.  

Ähnlich wie der TB 1 ist auch der TB 2 zumindest teilweise von Baum- und Gehölzreihen 
umgeben. Dies ist entlang der westlichen Plangebietsgrenze verlaufenden Landesstraße 
durch die im Straßenraum stehende Baumreihe der Fall und auch entlang der südlichen 
Grenze verlaufenden Straße Uhlenhop. Auch in Richtung Südost zu der dort vorhandenen 
Außenbereichs-Wohnlage befindet sich eine strukturgebende Gehölzreihe, die im Norden 
an jenes Gehölz anschließt, welches im Zusammenhang mit dem vorhandenen Teich ent-
standen ist. In Richtung Nord und Nordost gehen die dort nicht bzw. kaum baulichen ge-
nutzten Betriebsflächen in die offene Landschaft bzw. in die intensiv bewirtschaftete Feld-
mark über.  

Der bestehende Betrieb ist unmittelbar an die entlang der westlichen Geltungsbereichs-
grenze verlaufenden Landesstraße angebunden. Darüber hinaus besteht eine zusätzliche 
indirekte Anbindung über die südlich des Gewerbegrundstücks verlaufende Gemein-
destraße Uhlenhop.  
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3 Planerische Rahmenbedingungen  

3.1 Anpassung an die Ziele der Raumordnung und Landesplanung 

Die Planung ist gemäß § 1 Abs. 4 BauGB den Zielen der Raumordnung anzupassen. Für 
die Planung maßgeblich sind die Festlegungen im Landes-Raumordnungsprogramm 
(LROP) des Landes Niedersachsen von 2022 sowie im Regionalen Raumordnungspro-
gramm 2020 (RROP) des Landkreises Rotenburg (Wümme). Ziele und Grundsätze der 
Raumordnung werden auch im Länderübergreifenden Raumordnungsplan für den Hoch-
wasserschutz genannt, welcher mit Verordnung vom 01.09.2021 in Kraft gesetzt wurde. 

Folgende planungsrelevanten Ziele sind gemäß Länderübergreifendem Raumordnungs-
plan zu berücksichtigen:  

Gemäß Ziel I.1.1 sind bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen einschließlich 
der Siedlungsentwicklung die Risiken von Hochwassern nach Maßgabe der bei öffentlichen 
Stellen verfügbaren Daten zu prüfen.  

Den durch die Landesverwaltung zur Verfügung gestellten digitalen Datenportalen1 ist zu 
entnehmen, dass die nächstgelegenen Überflutungsgebiete gemäß Hochwasserrisikoma-
nagement-Richtlinie (im Bereich der Osteniederung) einen Abstand von über einem Kilo-
meter zum Änderungsgebiet einhalten.  

Die Planung ist mit dem Ziel vereinbar.  

Gemäß Ziel I.2.1 sind auch die Auswirkungen des Klimawandels im Hinblick auf Hochwas-
serereignisse durch oberirdische Gewässer, durch Starkregen oder durch in Küstengebiete 
eindringendes Meerwasser bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen einschließ-
lich der Siedlungsentwicklung zu prüfen.  

Den digitalen Fachkarten2 (vgl. Abb. 1) ist hierzu zu entnehmen, dass selbst im Falle extre-
mer Regenereignisse im Teilbereich 1 nur kleinteilige Überflutungen auf den für die Nutzung 
vorgesehenen Grundstücken zu erwarten sind, die mit Tiefen bis zu 30 cm keine ernsthafte 
Gefährdung darstellen. Im Teilbereich 2 ist nach Auswertung der Fachkarten festzustellen, 
dass in einigen Bereichen, die für eine bauliche Nutzung vorgesehen oder sich bereits in 
Nutzung befindlich, im Extremfall Einstautiefen zwischen 50 und 100 cm möglich sind. 
Darüberhinausgehende Einstautiefen sind im Bereich von vorhandenen Gewässern zu er-
warten (s. vorhandener Teich und Seitengräben der Landesstraße). 

Aufgrund der Tatsache, dass die Bereiche mit höherem Einstaupotenzial sich schon heute 
in zulässiger Nutzung befinden, ist eine durch die vorliegende Planung herbeigeführte Ge-
fährdung von Leib und Leben auszuschließen. Es kann ebenfalls festgehalten werden, dass 
durch innerbetriebliche Maßnahmen im Rahmen der durchgeführten Nutzung Schutzmaß-
nahmen ergriffen werden können. Ein mit Starkregengefahren verbundenes städtebauli-
ches Risiko, welches der Planung entgegenstehen könnte, ist nicht zu erkennen.  

 

 

 

1 www.umweltkarten-niedersachsen.de, abgerufen am 19.05.2026  
2 www.geoportal.de, abgerufen am 19.05.2026 
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Abb. 1: Starkregengefahrenkarte für ein extremes Regenereignis, Lage der Teilbereiche grob verzeichnet  

Als nächstgelegene oberirdische Gewässer wären neben der über einen Kilometer entfern-
ten Oste der Uhlenhopsgraben sowie der Alpershauser Mühlenbach, jeweils mit ihren Zu-
läufen, zu benennen. Diese liegen über 400 m entfernt. Die oberirdischen Gewässer stellen 
auch im Falle eines möglichen Rückstaus keine Gefährdung für den Geltungsbereich der 
Änderung dar.  

Bei einer allgemeinen Geländehöhe von mehr als 35 m über NHN in Teilbereich 1 und über 
33 m über NHN in Teilbereich 2 sowie der gegebenen Entfernung zur Nordsee und ihren 
Zuflüssen kann auch eine Gefährdung durch eindringendes Meerwasser sicher ausge-
schlossen werden. 

Die Planung ist mit dem Ziel vereinbar.  

Das Landesraumordnungsprogramm 2022 (LROP) trifft für die unmittelbare Umgebung 
des Änderungsgebietes keine Darstellung. Der Verlauf der Oste, die sich in über einem 
Kilometer Abstand westlich des Änderungsgebietes befindet, wird sowohl als Natura 2000-
Gebiet als auch als linienförmige Biotopverbundsfläche kartiert.  

Gemäß LROP 2022 sollen die nicht durch Siedlungs- oder Verkehrsflächen in Anspruch 
genommenen Freiräume zur Erfüllung ihrer vielfältigen Funktionen insbesondere bei der 
Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen, dem Erhalt der Kulturlandschaften, der land-
schaftsgebundenen Erholung sowie der Land- und Forstwirtschaft erhalten werden. (Kapitel 
3.1.1 Ziffer 01, Grundsatz der Raumordnung). Gemäß Ziffer 02 ist die weitere Inanspruch-
nahme von Freiräumen für die Siedlungsentwicklung und den Ausbau sonstiger Infrastruk-
tureinrichtungen zu minimieren (Ziel der Raumordnung). Zudem sollen flächenbeanspru-
chende Maßnahmen dem Grundsatz des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden ent-
sprechen (Ziffer 04, Grundsatz der RO).  
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Generell soll die Neuversiegelung von Flächen landesweit bis zum Ablauf des Jahres 2030 
auf unter 3 ha pro Tag und danach weiter reduziert werden (Ziffer 05, Grundsatz der RO).  

Eine planungsbedingte Beeinträchtigung der Osteniederung kann aufgrund der räumlichen 
Entfernung von über einem Kilometer ausgeschlossen werden. Betreffend zulässiger Neu-
versiegelung ist einerseits festzuhalten, dass konkrete Vorgaben für die zulässige Versie-
gelung erst auf nachgeordneter Ebene getroffen werden. Andererseits ist insbesondere für 
den Teilbereich 2 festzustellen, dass erhebliche Teile des Plangebietes bereits bebaut sind 
und insofern nur eine sehr begrenzte Neuversiegelung vorbereitet wird. Es ist davon aus-
zugehen, dass die Erweiterung eines bestehenden Standortes flächensparender ist, als ein 
Ersatzneubau an anderer Stelle.  

Die vorliegende Planung ist mit den Vorgaben des LROP vereinbar.  

Im Regionalen Raumordnungsprogramm 2020 (RROP) des Landkreises Rotenburg 
(Wümme) wird der Ortschaft Hamersen keine zentralörtliche Funktion zugewiesen. Nächst-
gelegenes Grundzentrum ist das ca. 3 km nördlich der Ortslage gelegene Sittensen.  

 
Abb. 2: Auszug aus dem RROP Rotenburg (Wümme) 2020, ohne Maßstab 

Durch die Ortschaft bzw. an deren östlichen Grenze und jeweils unmittelbar entlang der 
beiden Teilbereiche verläuft mit der L130 / Scheeßeler Straße ein lineares Vorranggebiet 
Straße von regionaler Bedeutung. Für den Teilbereich 1 selbst sind keine zeichnerischen 
Darstellungen getroffen. Dies gilt ebenso für die baulich genutzten Bereiche des Teilbereich 
2. Die nicht baulich genutzten Teile des TB 2 sind - zusammen mit den umgebenden land-
wirtschaftlichen Nutzflächen - dargestellt als Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft auf Grund ho-
hen Ertragspotenzials.  

Die nordwestlich der Ortslage bzw. gut 200 m nördlich des Teilbereich 2 verlaufende Hoch-
spannungsleitung ist als Vorranggebiet ELT-Leitungstrasse 110 kV dargestellt. Ebenfalls in 
einer Entfernung von gut 200 m nordöstlich des TB 2 ist ein Vorranggebiet Rohrfernleitung-

 2 
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Gas dargestellt. Weitere zeichnerische Darstellungen sind in einem Umkreis von über 500 
m um die beiden Teilbereiche nicht vorhanden.  

Für die vorliegende Planung sind insbesondere die nachstehenden Festlegungen des 
RROP 2020 für den Landkreis Rotenburg (Wümme) relevant: 

Siedlungsstruktur 

Das RROP 2020 weist dem nur ca. 3 km nördlich von Hamersen gelegenen Sittensen die 
zentralörtliche Funktion eines Grundzentrums zu. Als Grundzentrum verfügt Sittensen über 
eine gute Grundversorgung auch im Sinne sozialer Infrastruktur, die in den letzten Jahren 
stetig ausgebaut wurde. Im dörflich geprägten Hamersen gibt es neben landwirtschaftlichen 
und gewerblichen Betrieben auch eine Kindertagesstätte, ein Feuerwehrhaus und Räum-
lichkeiten für die Dorfgemeinschaft bzw. die verschiedenen örtlichen Vereine. Insofern ist 
festzuhalten, dass die Ortschaft Hamersen zwar nicht zentraler Ort im definitorischen Sinne 
des RROP ist, aber dennoch gewisse zentrale Funktionen innerhalb der Gemeinde Hamer-
sen übernimmt.  

Gem. Kap. 2.1 Ziffer 01 des RROP ist im Sinne einer nachhaltigen Raumentwicklung eine 
vielfältige, regionaltypische und ökologisch angepasste Siedlungsstruktur zu erhalten und 
zu entwickeln (Grundsatz der Raumordnung). Dabei soll die bauliche und wirtschaftliche 
Entwicklung vorrangig auf Grundlage des zentralörtlichen Systems vollzogen werden (Ziel 
der Raumordnung).  

Gemäß Ziffer 04 gilt zudem: „Um eine Zersiedlung der Landschaft und deren umweltbelas-
tende Folgen zu vermeiden, ist […] die Siedlungsentwicklung auf eine örtliche Eigenent-
wicklung zu begrenzen. Es ist ein angemessenes Verhältnis zwischen Neuausweisungen 
und bestehenden Siedlungsbereichen anzustreben.“ (Ziel der RO). 

Gem. RROP Kap. 2.1 Ziffer 05 ist bei der gemeindlichen Entwicklung der Innenentwicklung 
insbesondere durch Nachverdichtung und Lückenbebauung gegenüber der Inanspruch-
nahme von bislang unberührten Flächen im Außenbereich Vorrang zu geben. Flächenspa-
rende Bauweisen sind anzustreben, um der Zersiedlung der Landschaft entgegenzuwirken 
(Ziel der RO).  

In Ziffer 06 wird ausgeführt: „Raumbedeutsame neue gewerbliche Bauflächen sind auf die 
Zentralen Orte sowie auf den Standort Elsdorf zu konzentrieren. Besondere Bedeutung ha-
ben dabei die Einzugsbereiche der Anschlussstellen der BAB 1 und der Güterverkehrsstre-
cken. Bei der Ausweisung neuer Gewerbeflächen sind Erweiterungspotentiale bestehender 
Gebiete zu prüfen und vorrangig zu nutzen.“ (Ziel der RO) 

Das vorliegende Verfahren befasst sich mit der städtebaulichen Entwicklung außerhalb der 
im RROP definierten zentralen Orte. In dieser Hinsicht wird vorliegend nicht dem Vorrang 
der Entwicklung auf Grundlage des zentralörtlichen Systems gefolgt. Dies steht nach An-
sicht der Samtgemeinde nicht im Widerspruch zu den Zielen der Raumordnung, da die Be-
gründung zum RROP ausdrücklich auch eine Siedlungsentwicklung innerhalb der Mit-
gliedsgemeinden und Ortsteile thematisiert. Eine (maßvolle) Eigenentwicklung nicht zent-
raler Orte ist zwingend notwendig, um dem Grundsatz der Erhaltung vielfältiger regionalty-
pischer Siedlungsstrukturen nachzukommen. Dementsprechend wird in der Begründung 
zum RROP (Kap. 2.1 zu Ziffer 05) ausgeführt: „Im Rahmen der Eigenentwicklung können 
darüber hinaus für ortsansässige gewerbliche Betriebe Erweiterungsflächen bereitgestellt 
werden“. Die Samtgemeinde teilt diese Auffassung ausdrücklich und setzt sie mit der vor-
liegenden Planung im Rahmen Ihrer Zuständigkeit um.  

Dies steht nach Auffassung der Samtgemeinde auch nicht in Widerspruch zu den Zielen 
betreffend eine Bevorzugung der Innenentwicklung, weil einerseits vorhandene (und eben 
peripher gelegene Gewerbestrukturen) fortentwickelt werden sollen und andererseits eine 
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gezielte Entwicklung gewerblicher Bebauung innerhalb des Ortskerns nachvollziehbar zu 
Konflikten führen würde.  

Ebenfalls kein Widerspruch liegt vor zu dem Ziel der Konzentration raumbedeutsamer 
neuer gewerblicher Bauflächen auf den Zentralen Ort Sittensen und den Standort Elsdorf. 
Dies ergibt sich allein schon daraus, dass vorliegend eben keine neuen raumbedeutsamen 
Gewerbeflächen, sondern lediglich die Grundlagen für eine maßvolle Erweiterung bereits 
langjährig vorhandener Strukturen geschaffen werden sollen.  

Freiraumverbund  

Klimaökologisch bedeutsame Freiflächen, die gem. RROP Kap. 3.1.1 Ziffer 01 zu erhalten 
und zu entwickeln wären, liegen innerhalb des Änderungsbereiches nicht vor.  

Bei städtebaulichen Planungen und Maßnahmen soll gem. RROP Kap. 3.1.1 Ziffer 02 auf 
die Erhaltung und Schaffung von Siedlungsbereichen mit guter Durchgrünung sowie auf 
eine ökologisch und landschaftsästhetisch verträgliche Gestaltung der Siedlungsränder und 
siedlungsnahen Freiräume Wert gelegt werden (Grundsatz der RO). Gem. RROP Kap. 
3.1.2, Ziffer 03 sollen im von der Landwirtschaft geprägten Planungsraum Landschaftsele-
mente wie Hecken, Feldraine oder Gehölze erhalten bzw. neu geschaffen werden (Grund-
satz der RO).  

Bestehende Gehölzstrukturen werden in der Planung berücksichtigt. Für beide Teilbereiche 
gilt, dass diese im Bestand mindestens teilweise durch Gehölzreihen in die Landschaft ein-
gebunden sind. Der konkrete Umgang mit den umgebenden und teilweise innerhalb der 
Teilbereiche liegenden Grünstrukturen ist Gegenstand der der nachgeordneten Planungs-
ebenen (verbindliche Bauleitplanung, ggf. Genehmigungsplanung). Insbesondere das Ziel 
der Bildung eines ökologisch und landschaftsästhetisch verträglichen Siedlungsrandes der 
Ortschaft Hamersen wird durch entsprechendes Planzeichen bereits auf Ebene der hier 
gegenständlichen vorbereitenden Bauleitplanung dokumentiert.  

Landwirtschaft 

Die Landwirtschaft ist im Landkreis Rotenburg (Wümme) für die Wirtschafts- und Raum-
struktur von erheblicher Bedeutung. Sie soll als raumbedeutsamer und die Kulturlandschaft 
prägender Wirtschaftszweig erhalten und in ihrer sozio-ökonomischen Funktion gesichert 
werden (Grundsatz der RO / vgl. RROP Kap. 3.2.1 Ziffer 01).  

Hamersen ist aufgrund des hohen natürlichen standortgebundenen Ertragspotenzials von 
einem großflächigen Vorbehaltsgebiet für die Landwirtschaft umgeben, das hinsichtlich sei-
ner Eignung und besonderen Bedeutung durch raumbedeutsame Planungen und Maßnah-
men möglichst nicht beeinträchtigt werden soll.  

Die derzeit nicht baulich genutzten Grundstücksflächen des Teilbereich 2 sind Bestandteil 
dieses Vorbehaltsgebietes. Es ist dabei hervorzuheben, dass diese Teile dem Betriebs-
grundstück zugehörig und deutlich von den umgebenden landwirtschaftlichen Flächen ab-
gegrenzt sind. Sie werden auch nicht etwa im Zusammenhang mit den umgebenden Flä-
chen intensiv ackerbaulich genutzt. Ungeachtet einer generellen Eignung der betreffenden 
Teilflächen für eine landwirtschaftliche Nutzung ist daher auszuschließen, dass eine künf-
tige gewerbliche Nutzung dazu führen könnte, das Vorbehaltsgebiet in Gänze in seiner Be-
deutung und Eignung maßgeblich zu beeinträchtigen.  

Verkehr  

Für die Landesstraße L130 / Scheeßeler Straße als Vorranggebiet Straße von regionaler 
Bedeutung gilt gemäß RROP Kapitel 4.1.3 Ziffer 01:  
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„Sie sind von Raumnutzungen freizuhalten, die dem bedarfsgerechten Aus- und Neubau 
des überregionalen Straßennetzes entgegenstehen können.“ (Ziel der Raumordnung) 

Die vorliegende Planung steht diesem Ziel nicht entgegen. Die künftigen gewerblichen 
Strukturen werden in ihren Wechselwirkungen mit der Landesstraße voraussichtlich nicht 
von der Bestandssituation abweichen. Beide Teilbereiche sind an die Landesstraße ange-
bunden, wobei die Anbindung im Teilbereich 1 ausschließlich indirekt über die Gemein-
destraße Im Haselbusch erfolgt und der Teilbereich 2 neben einer vergleichbaren indirekten 
Anbindung über die Straße Uhlenhop zusätzlich über eine Direktzufahrt verfügt. Die Regu-
larien der Landesstraßengesetzgebung (bspw. in Bezug auf Anbauverbote / bauliche Anla-
gen oder Zufahrten) bleiben von der vorbereitenden Bauleitplanung unberührt. Gegebenen-
falls notwendige konkrete Regelungen bleiben den nachgeordneten Planungsbeben vorbe-
halten (verbindliche Bauleitplanung, ggf. Genehmigungsplanung).  

Energie 

Bezogen auf die vorstehend abgeführten, im RROP dargestellten Leitungen werden fol-
gende Ziele der Raumordnung formuliert:  

„Die vorhandenen Stromleitungen und Umspannwerke ab 110 kV sind in der zeichneri-
schen Darstellung als Vorranggebiete festgelegt. Sie sind von entgegenstehenden Planun-
gen freizuhalten.“ (RROP Kap. 4.2 Ziffer 02)   

„Raumbedeutsame Rohrfernleitungen für Erdgas und Erdöl sind in der zeichnerischen Dar-
stellung als Vorranggebiete festgelegt. Sie sind von entgegenstehenden Planungen freizu-
halten.“ (RROP Kap. 4.2 Ziffer 04) 

Aufgrund der räumlichen Entfernung der betreffenden Trassen von über 200 m zum Plan-
gebiet ist auszuschließen, dass die vorliegende Planung deren langfristigem Erhalt entge-
gensteht.  

Fazit 

Aufgrund der vorstehenden Ausführungen ist festzustellen, dass die vorliegende Planung 
mit den Zielen der Raumordnung vereinbar ist.  

3.2 Bisherige Darstellungen des Flächennutzungsplans  

Der rechtswirksame Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Sittensen (vgl. Abb. 3) trifft 
für den überwiegenden Teil des Teilbereichs 1 keine Darstellung und ist dementsprechend 
als Fläche für die Landwirtschaft zu werten. Entlang der westlichen Grenze des Teilberei-
ches 1 ist eine Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflan-
zungen dargestellt, welche zwischen der Darstellung gewerblicher Bauflächen (vorhande-
ner Tischlereibetrieb) und der Darstellung von Gemeinbedarfsflächen (Feuerwehr und 
Parkplatz) verläuft. Westlich an die Gemeinbedarfsflächen sowie südlich an die gewerbli-
chen Bauflächen (jenseits der Straße Im Haselbusch) anschließend sind gemischte Bauflä-
chen dargestellt.  

Für den Teilbereich 2 sind im rechtswirksamen Flächennutzungsplan keine Darstellungen 
getroffen, so dass dieser insgesamt – ebenso wie die ihn umgebenden Flächen – als Fläche 
für die Landwirtschaft einzustufen ist.  

Eine gewerbliche Nutzung würde der Darstellung als Fläche für die Landwirtschaft zuwider-
laufen. Um die beabsichtigte städtebauliche Entwicklung korrekt abzubilden ist daher der 
Flächennutzungsplan zu ändern.  
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Abb. 3: Auszug aus dem rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Sittensen, ohne Maßstab 

3.3 Naturschutzfachliche Aussagen und Ziele  

Die Samtgemeinde Sittensen verfügt über keinen eigenen Landschaftsplan. Hilfsweise wer-
den die rahmengebenden Inhalte des Landschaftsrahmenplans (LRP) des Landkreises Ro-
tenburg (Wümme), Stand Fortschreibung 2015, in der Planung berücksichtigt. Den Fach-
karten des LRP folgend kommt den beiden Änderungs-Teilbereichen keine herausragende 
naturschutzfachliche Bedeutung zu. Das Zielkonzept des LRP stuft beide Bereiche in die 
Zielkategorie IV „Entwicklung und Wiederherstellung in Gebieten mit geringer Bedeutung 
für das Landschaftsbild“ ein.  

Bei der Erstellung des Umweltberichtes werden die Aussagen des LRP im Detail berück-
sichtigt. Der Umweltbericht befindet sich in Erstellung und wird den Entwurfsunterlagen bei-
gefügt werden.  
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4 Städtebauliche Planung und Abwägung 

4.1 Planinhalt / Gegenstand der Änderung 

Im Teilbereich 1 der vorliegenden Änderung werden eine Fläche für die Landwirtschaft so-
wie eine kleinteilige Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Be-
pflanzungen geändert und künftig als gewerbliche Bauflächen (G) dargestellt.  

Im Teilbereich 2 der vorliegenden Änderung wird eine Fläche für die Landwirtschaft geän-
dert und künftig als gewerbliche Baufläche (G) dargestellt.  

Größe:  Teilbereich 1 (TB 1): ca. 1,76 ha  
Teilbereich 2 (TB 2): ca. 2,67 ha 

Lage: TB 1: Siedlungsrandlage, teilweise Außenbereich  
TB 2: Außenbereich 

Nutzung:  TB 1: ca. 0,18 ha Betriebsgelände (befestigte Flächen sowie Grünflächen),   
 ca. 1,58 ha landwirtschaftliche Nutzfläche inkl. Überwegung 
TB 2:  ca. 1,61 ha baulich genutzte Betriebsfläche   
 ca. 0,94 ha landwirtschaftliche Nutzfläche   
 ca. 0,12 ha Offengewässer / Teich  

Umgebung: TB 1: angrenzende Landesstraße L 130, landwirtschaftliche Flächen nördlich/nordöstlich 
anschließend, Siedlungsflächen südlich/südwestlich anschließend, Baumreihen, Sport-
anlage mit Zuwegung, Außenbereichswohnlage nördlich anschließend  
TB 2: angrenzende Landesstraße L 130, Wirtschaftswege, umliegende landwirtschaftli-
che Nutzflächen, vereinzelte Außenbereichs-Wohnlagen im näheren Umfeld, Baumrei-
hen entlang der Verkehrswege 

Allgem. Entwicklungsziel: TB 1: Erweiterung des vorhandenen Gewerbestandorts 
TB 2: Absicherung des vorhandenen Gewerbestandorts mit Erweiterungsoption 

bisherige FNP-Darstellung:  TB 1: großteils Fläche für die Landwirtschaft, an der westlichen Grenze Pflanzstreifen  
TB 2: Fläche für die Landwirtschaft 

neue FNP-Darstellung:  TB 1: Gewerbliche Bauflächen (G) sowie Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflanzungen  
TB 2: Gewerbliche Bauflächen (G) sowie Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflanzungen 

Erschließung: Im Rahmen der Bestandsnutzung bereits gegeben  

Siedlungsgefüge: TB 1: Es wird an vorhandene Siedlungsstrukturen im Süden angebunden, moderate Er-
gänzung in einem baulich vorgeprägten Bereich  
TB 2: Übernahme eines langjährig bebauten, großflächigen Betriebsgeländes abseits 
der geschlossenen Siedlung. Starke bauliche Prägung durch Bebauung, die sich histo-
risch aus der Landwirtschaft entwickelt hat.  

Nutzungskonflikte / Immissions-
schutz: 

TB 1: Übergang zur freien Landschaft, nächstgelegene sensible Nutzung im allgemeinen 
Wohngebiet südlich der Straße Im Haselbusch. Nördlich anschließend Außenbereichs-
Wohnnutzung. Der bestehende Betrieb verfügt über eine aktuelle Genehmigung inklu-
sive Auflagen zum Immissionsschutz 
TB 2: keine sensible Nutzung im Planungsumfeld. Außenbereichs-Wohnnutzung in un-
mittelbarer Nachbarschaft vorhanden / gegebene Gemengelage 

Ver- und Entsorgung: Anbindung an erweiterungsfähigen Bestand grundsätzlich möglich  

Natur und Landschaft: TB 1: Änderungsbereich selbst in intensiver LaWi-Nutzung, Übergangsbereich zwischen 
landwirtschaftlichen Nutzflächen, Gewerbe- / Wohn- und Sportflächen, Bedeutung für 
Arten und Lebensgemeinschaften gegeben durch vorhandene Baumreihen 
TB 2: Änderungsbereich selbst weitgehend bebaut und gewerblich genutzt. Unbebaute 
Teile des Änderungsbereiches in intensiver landwirtschaftlicher Nutzung. Vorhandenes 
stehendes Gewässer (Teich) mit Gehölz als prägende Struktur inmitten des Änderungs-
bereiches, prägende Baumreihe entlang der südlichen Grenze des Teilbereiches.  

Raumordnung u. Landesplanung: TB 1: keine zeichnerische Darstellung   
TB 2: teilweise Vorranggebiet Landwirtschaft  

Eingriffsregelung: Ausgleich für Eingriffe / Neuversiegelung erforderlich auf nachgeordneter Ebene 
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4.2 Erläuterungen zu den Planinhalten 

4.2.1 Planungsalternativen / Standortdiskussion 

Für beide Teilbereiche gilt gemeinsam der zentrale Planungsgedanke, einen langfristigen 
Erhalt – auch im Sinne einer maßvollen Fortentwicklung – für die bereits vorhandenen ge-
werblichen Strukturen in der Gemeinde Hamersen zu schaffen. Ausgangspunkt für diesen 
Planungsgedanken ist die Tatsache, dass die betreffenden Betriebe bereits vorhanden sind 
und an Ihrem Standort erfolgreich wirtschaften. Unmittelbar hieraus folgend ist abzuleiten, 
dass eine samtgemeindeweite Standortalternativenprüfung nicht angezeigt ist, da diese nur 
dann sinnvoll wäre, wenn eine Aufgabe der angestammten Standorte und eine Verlagerung 
der Betriebe an eine beliebige (ggf. städtebaulich als besser geeignet befundene) Stelle in 
der Samtgemeinde eine realistische Option wäre. Dies ist nicht der Fall und würde im Ge-
genteil dazu führen, die etablierten gewerblichen Strukturen in der Gemeinde Hamersen in 
Frage zu stellen.  

Einzige realistisch anzunehmende Planalternative wäre dem Grundsatz nach ein Verzicht 
auf die vorliegende Planung. Dies würde eine weitere Entwicklung der örtlichen Gewerbe-
betriebe in Hamersen verhindern und perspektivisch zu einer Stagnation oder im schlimms-
ten Fall zur Abwanderung der Betriebe führen.   

Gegenstand der Prüfung war jedoch die Frage, ob die Ausdehnung der räumlichen Erwei-
terung der gewerblichen Bauflächen ein angemessenes Maß einhält. Dies ist aus folgenden 
Gründen nach Auffassung der Samtgemeinde zu bejahen:  

Teilbereich 1 stellt die Erweiterung einer Gewerbeflächendarstellung dar, welche schon 
seit langer Zeit im Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Sittensen enthalten ist. Im Rah-
men der Neuaufstellung im Jahre 1983 wurde diese Gewerbeflächendarstellung in relativ 
großer Ost-West-Ausrichtung entlang der Straße im Haselbusch ausgewiesen. Dem in den 
90er Jahren dort errichteten gewerblichen Gebäudebestand stand vor diesem Hintergrund 
eine angemessene Erweiterungsoption für die örtlichen Betriebe zur Verfügung. Im Zuge 
der 16. Änderung des Flächennutzungsplans im Jahre 2002 mussten die vorhandenen Vor-
ratsflächen jedoch im Westen deutlich zurückgefahren bzw. in eine Fläche für Gemeinbe-
darf geändert werden, um das dringend benötigte neue Feuerwehrgerätehaus dort errich-
ten zu können.  

 Darstellung FNP 1983  Darstellung nach 16. FNP-Änderung  

Dem so herbeigeführten Mangel an Erweiterungsflächen für das örtliche Gewerbe soll nun-
mehr planerisch begegnet werden.  
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Angesichts der Gemeinbedarfsfläche im Westen, der Landesstraße im Osten und der ge-
schlossenen Siedlung im Süden als jeweils limitierender Faktor ist eine Flächenerweiterung 
nach Norden die logische Alternative, zumal die dort anschließenden ackerbaulich genutz-
ten Flächen keine herausragende naturschutzfachliche Eignung aufweisen. Als sich auf-
drängende, den Erweiterungsbereich im Norden begrenzende Raumkante wird die nördli-
che Grenze des Ackergrundstücks herangezogen. Diese ist bereits im Bestand mindestens 
teilweise durch eine Gehölzreihe bzw. die Grünstrukturen auf dem nördlich angrenzenden 
Grundstück optisch klar definiert. Durch die gewählte Abgrenzung wird auf diese Weise 
ermöglicht, der bislang gegebenen Bautiefe eine zweite Baureihe hinzuzufügen. Die tat-
sächliche Ausnutzbarkeit der Bauflächen wird dabei eingeschränkt durch herzustellenden 
Eingrünungsmaßnahmen entlang der nördlichen und östlichen Plangebietsgrenze und 
durch die sich aus dem Niedersächsischen Straßengesetz NStrG ergebenden Abstands-
gebote zur Scheeßeler Straße / L130. Auch ist festzustellen, dass im nördlichen Anschluss 
an die dargestellte Gemeinbedarfsfläche der Bebauungsplan Nr. 4 „Neuer Sportplatz“ 
rechtswirksam ist, welcher dort Verkehrsflächen der besonderen Zweckbestimmung Park-
platz vorsieht. Die tatsächliche Nutzung jener Flächen für gewerbliche Bebauung würde 
insofern eine Änderung des Bebauungsplans durch die Gemeinde Hamersen erfordern, 
was derzeit nicht vorgesehen ist.  

Insgesamt führen die angeführten Restriktionen dazu, dass die neu hinzutretende gewerb-
liche Baufläche im Teilbereich 1 zwar größer sein wird als jene, die im Rahmen der 16. 
FNP-Änderung aufgegeben werden musste, dass sie aber dennoch ein städtebaulich zu 
rechtfertigendes Maß einhält.   

Teilbereich 2 ist abweichend von Teilbereich 1 dadurch charakterisiert, dass es sich um 
die Aufnahme von Flächen in die städtebauliche Planung der Samtgemeinde handelt, die 
überwiegend bereits in gewerblicher Nutzung befinden. Der weitaus größte Teil der Flä-
chendarstellung ist insofern nicht im Sinne einer Neuausweisung von Gewerbeflächen zu 
verstehen, sondern eben als planerische Absicherung bereits genutzter Flächen. Jene Teile 
der Flächendarstellung, die derzeit noch nicht baulich genutzt sind und insofern ein fakti-
sches Erweiterungspotenzial darstellen, sind mit etwa 0,94 ha im Vergleich zur Größe des 
TB 2 (insg. etwa 2,67 ha) deutlich untergeordnet. Die Ausdehnung der Flächen ergibt sich 
dabei einerseits aus den Eigentumsverhältnissen (die Erweiterungsflächen sind bereits Be-
standteil der betrieblichen Flächen), andererseits aber auch aus den umgebenden Struktu-
ren. So greift die nördliche Raumkante des Teilbereichs 2 die Abgrenzung des Gewerbe-
grundstücks selbst auf und die östliche Raumkante ist an dem dort vorhandenen Wohnbau-
grundstück in Außenbereichslage orientiert. Es ergibt sich so ein kompakter Siedlungskör-
per, der zur umgebenden Landschaft klar abgegrenzt ist und der eben nur moderate Erwei-
terungsmöglichkeiten bietet.  

4.2.2 Verkehrliche Erschließung / Ver- und Entsorgung  

Die Ortschaft Hamersen und ebenso die beiden Änderungs-Teilbereiche sind über die 
durch den Ort verlaufende Scheeßeler Straße / L130 verkehrlich angebunden. Hierdurch 
kann der Anschluss an die BAB 1 in Fahrtrichtung Hamburg und Bremen in ca. 5 km Ent-
fernung über den Autobahnanschluss Sittensen erreicht werden.  

Für den Teilbereich 1 erfolgt die Anbindung an die „Scheeßeler Straße / L 130“ über die 
Gemeindestraße „Im Haselbusch“. Der Teilbereich 2 ist über die Gemeindestraße „Uhlen-
hop“ angebunden. Zusätzlich besteht eine Direktzufahrt des vorhandenen Betriebes auf die 
Landesstraße.  

Die notwendigen Ver- und Entsorgungsstrukturen sind im Rahmen der bereits durchgeführ-
ten gewerblichen Nutzung gegeben. Es ist davon auszugehen, dass die vorhandenen 
Strukturen in dem erforderlichen Umfang ausgebaut werden können.  
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Verkehrliche Belange sowie die Belange der Ver- und Entsorgung sind nicht negativ be-
rührt.  

4.2.3 Immissionsschutz 

Generell ist im Rahmen der kommunalen Bauleitplanung die Vermeidung potenzieller Kon-
flikte zwischen (bspw.) gewerblichen Emissionen und schutzbedürftiger (Wohn-)Bebauung 
zu beachten, um gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse im Sinne des § 1 Abs. 5 Nr. 1 
BauGB zu gewährleisten. Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung kann dies insbe-
sondere durch eine sachgerechte räumliche Zuordnung der Bauflächen erfolgen.  

Bezogen auf den vorbeugenden Immissionsschutz ist in Bezug auf Teilbereich 1 besonde-
res Augenmerk auf dessen räumliche Nähe zu der schutzwürdigen Bebauung innerhalb der 
geschlossenen Ortslage Hamersen zu legen. Die vorgesehene Flächendarstellung wird aus 
den folgenden Gründen als städtebaulich verträglich und sachgerecht erachtet:  

- Im näheren Planungsumfeld befinden sich keine besonders sensiblen Nutzungen im 
Sinne von reinen oder allgemeinen Wohngebieten. Die vorhandene dörfliche Bebauung 
ist relativ heterogen und daher im Flächenntzungsplan entsprechend als gemischte 
Baufläche M dargestellt. Insofern ist ein gewerblicher Anteil der baulichen Nutzung 
bereits im Bestand als verträglich anzunehmen und ein Schutzanspruch gegen gewerb-
liche Immissionen zwar grundsätzlich gegeben, jedoch in abgeschwächter Form als 
gegenüber bpsw. einem allgemeinen Wohngebiet WA.   

- Ein „direktes Nebeneinander“ von gemischten Bauflächen M und gewerblichen Bau-
flächen G ist im rechtswirksamen Flächennutzungsplan bereits gegeben. Die Flächen 
werden auch bereits langjährig entsprechend genutzt. Tatsächlich war die ursprüngliche 
Gewerbeflächendarstellung im FNP von 1983 konzeptionell noch weiter in Richtung 
Ortschaft vorgesehen (vgl. Kapitel 4.2.1). Inzwischen wurde auf vorbereitender wie auch 
auf verbindlicher Ebene eine Gemeinbedarfsfläche geplant und baulich umgesetzt, 
welche gewissermaßen als „Abstandshalter“ zwischen Gewerbe und Mischnutzung 
fungiert.  

- Die Gewerbeflächenentwicklung erfolgt vom Ort weg gerichtet. Mögliche Konfliktlagen 
werden insofern nicht verschärft. Es kann vielmehr davon ausgegangen werden, dass 
im Bedarfsfall durch entsprechende Schutzmaßnahmen gesunde Wohn- und Arbeitsver-
hältnisse gewahrt werden können. Dies über verbindliche Festsetzungen oder Auflagen 
und Nebenbestimmunegn zu regeln ist Gegenstand der nachgeordneten Planungs-
ebenen.   

Neben der Berücksichtigung der geschlossenen Ortslage Hamersen sind für beide Teilbe-
reiche auch etwaige Schutzansprüche der unmittelbar angrenzenden Wohnstandorte in Au-
ßenbereichslage zu berücksichtigen. Zwar kommt auch jenen Außenbereichslagen kein er-
höhter Schutzanspruch zu, dennoch müssen auch dort gesunde Wohn- und Arbeitsverhält-
nisse gewahrt bleiben.  

Für Teilbereich 1 ist in dieser Hinsicht festzuhalten, dass eine gewisse räumliche Nähe 
zwischen der nördlich gelegenen Außenbereichslage und dem bestehenden Gewerbe be-
reits im Bestand gegeben ist. Emissionsbedingte Konflikte sind dabei bislang nicht bekannt 
geworden. Durch die Planung wird jedoch nunmehr ein „Heranrücken“ der gewerblichen 
Bebauung ermöglicht. Auf planerischer Ebene wird eine Vermeidung potenzieller Konflikte 
dadurch gefördert, dass in der Planzeichnung die Etablierung einer Fläche zum Anpflanzen 
von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen im Sinne von „Abstandsgrün“ dar-
gestellt und konzeptionell vorgegeben wird. Es kann davon ausgegangen werden, dass im 
Bedarfsfall weitere entsprechende Schutzmaßnahmen durch verbindliche Festsetzungen 
auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung getroffen werden können.  
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Der Änderungsbereich ist ausreichend groß bemessen, dass neben der erwünschten ge-
werblichen Entwicklung im Bedarfsfall auch aktive Schallschutzmaßnahmen ihren Platz fin-
den würden. Unlösbare Konflikte sind insofern nicht zu befürchten.  

Für Teilbereich 2 ist festzuhalten, dass die räumliche Nähe zwischen den Außenbereichs-
lagen (an der Straße Uhlenhop) und dem bestehenden Gewerbe im Bestand noch unmit-
telbarer gegeben ist als im Teilbereich 1. Es ist daher davon auszugehen, dass der geneh-
migte Betrieb mit den angrenzenden nicht-gewerblichen Nutzungen verträglich ist. Ein wei-
teres „Heranrücken“ und damit potenzielle Verschärfung emissionsbedingter Konflíkte ist 
ausschließlich für die südöstlich angrenzende Außenbereichslage anzunehmen. Auch hier 
gilt – vergleichbar zu Teilbereich 1 – dass im Bedarfsfall weitere entsprechende Schutz-
maßnahmen auf nachgeordneter Ebene verfügt werden können. Auch hier ist der Ände-
rungsbereich ausreichend groß bemessen, dass neben der erwünschten gewerblichen Ent-
wicklung im Bedarfsfall auch aktive Schallschutzmaßnahmen ihren Platz finden würden. 
Unlösbare Konflikte sind insofern auch in Teilbereich 2 nicht zu befürchten. 

Generell zu berücksichtigen sind die Immissionen aus der landwirtschaftlichen Flächennut-
zung, die derzeit noch im Planänderungsgebiet und dessen Umfeld entstehen und die künf-
tig auf die geplante Nutzung einwirken können. Durch die ordnungsgemäße landwirtschaft-
liche Nutzung der Ackerflächen in der Umgebung können zeitlich begrenzt Immissionen, 
insbesondere Staub auftreten. Eine maßgebliche Einschränkung gewerblicher Nutzungen 
im Plangebiet ist hierdurch nicht zu erwarten.  

Die Belange des Immissionsschutzes sind nicht negativ berührt.  

4.2.4 Wirtschaft / Landwirtschaft  

Die Belange der Wirtschaft sind unmittelbar berührt, da zentraler Inhalt des Planvorhabens 
die dauerhafte Absicherung bestehender gewerblicher Strukturen durch die Einräumung 
angemessener Erweiterungsmöglichkeiten ist. Auf diese Weise können Arbeitsplätze dau-
erhaft vor Ort gehalten werden.  

Die planerisch vorgenommene Änderung der Flächendarstellung von Flächen für die Land-
wirtschaft in gewerbliche Bauflächen betrifft nur zum Teil Flächen, die faktisch landwirt-
schaftlich genutzt werden.  

In Teilbereich 1 gehören untergeordnete Teile der Flächendarstellung heute bereits dem 
Betriebsgelände an oder werden durch die Zuwegung des nordwestlich gelegenen Sport-
platzes in Anspruch genommen. Angesichts der Gemeinbedarfsfläche im Westen, der Lan-
desstraße im Osten und der geschlossenen Siedlung im Süden als jeweils limitierender 
Faktor ist eine städtebauliche Entwicklung praktisch nur in Richtung Norden möglich. Die 
vorliegende Planung kann auch nicht durch Maßnahmen der Innenentwicklung umgesetzt 
werden (vgl. hierzu Aussagen in Kap. 4.2.1). Der betreffende Ackerschlag ist seinerseits 
allseitig von Raumkanten umgeben, was eine großräumige Bewirtschaftung im Verbund mit 
umliegenden Flächen ausschließt. Er befindet sich zudem im Eigentum des Gewerbebe-
triebes, sodass durch die Umwandlung in Bauland bzw. den Verzicht auf die landwirtschaft-
liche Nutzung dieser Flächen keine existenzbedrohende Situation für einen landwirtschaft-
lichen Betrieb erzeugt wird. In der Abwägung wird daher aus den oben genannten städte-
baulichen Gründen den Belangen der Wirtschaft in diesem Fall der Vorrang gegenüber den 
Belangen der Landwirtschaft eingeräumt.   

Teilbereich 2 ist – ungeachtet der rechtswirksamen Darstellung als Flächen für die Land-
wirtschaft – im Bestand bereits überwiegend bebaut bzw. gewerblich genutzt. Insofern ist 
auf den betreffenden Flächen keine Umwandlung landwirtschaftlich oder als Wald genutzter 
Flächen im Sinne des § 1a Abs. 2 BauGB festzustellen. Jene Teilflächen, die nicht baulich 
genutzt sind, stehen der Landwirtschaft derzeit im Grundsatz zur Verfügung. Sie sind aber 
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bereits Teil der Betriebsflächen und fungieren insofern schon heute als Flächenreserve für 
den genehmigten Betrieb.  

Analog zu Teilbereich 1 gilt auch für Teilbereich 2, dass das Planungsziel (langfristiger Er-
halt inklusive Entwicklungsmöglichkeiten für die vorhandenen Gewerbestrukturen) nicht mit 
Maßnahmen der Innenentwicklung erreicht werden kann. In der Abwägung wird daher aus 
den genannten städtebaulichen Gründen auch im Teilbereich 2 den Belangen der Wirt-
schaft in diesem Fall der Vorrang gegenüber den Belangen der Landwirtschaft eingeräumt.   

Angrenzende landwirtschaftliche Nutzflächen und Betriebe werden durch die Planung in 
ihrer Nutzbarkeit nicht beeinträchtigt. Ggf. eintretende Kompensationserfordernisse sollen 
auf den nachgeordneten Planungsebenen (verbindliche Bauleitplanung, ggf. Genehmi-
gungsplanung) mit Rücksicht auf die agrarstrukturellen Belange umgesetzt werden.  

4.2.5 Belange des Umweltschutzes 

Die Belange des Umweltschutzes werden im Rahmen der vorliegenden Planung berück-
sichtigt, indem eine Umweltprüfung durchgeführt und ein Umweltbericht unter Berücksich-
tigung der naturschutzfachlichen Schutzgüter erstellt werden. Der Umweltbericht wird den 
Entwurfsunterlagen beigefügt werden.   

Auf Ebene der hier vorliegenden Vorentwurfsplanung kann festgehalten werden:  

- Die Standortwahl für das Plangebiet ist geprägt durch den Planungsanlass und das 
Planungsziel. Wie in Kapitel 4.2.1 dargelegt sind abweichende, samtgemeindeweit zu 
prüfende Standortalternativen für die Zielsetzung der Erhaltung und Entwicklung örtlich 
vorhandenen Betriebe nicht realistisch gegeben. Als realistische Planungsalternativen 
wären lediglich eine Reduzierung der vorgesehenen Flächendarstellung oder ein 
vollständiger Verzicht auf die Planung anzunehmen.  

- Die für die Planung in Anspruch genommenen Flächen sind insgesamt bereits durch 
Siedlungstätigkeit geprägt. Teilbereich 1 erfasst neben bestehenden gewerblichen Nutz-
flächen die Zuwegung zum Sportplatz sowie schwerpunktmäßig intensiv genutzte Acker-
flächen. Es werden somit vornehmlich Flächen von naturschutzfachlich geringem Wert  
in Anspruch genommen. Höherwertige ökologsiche Strukturen sind lediglich in den 
Randbereichen gegeben in Form einer Baumreihe und einem nördlich angrenzenden 
„Hofstellengehölz“. Der genehmigte Gewerbebetrieb und die in der Genehmigung veran-
kerten naturschutzfachlichen Maßnahmen werden im Zuge der Erstellung des 
Umweltberichtes berücksichtigt. Bezogen auf das Schutzgut Orts- und Landschaftsbild 
ist der Teilbereich 1 aufgrund der umgebenden Strukturen besonders gut für die 
vorgesehene Entwicklung geeignet.  

- In Teilbereich 2 werden überwiegend Flächen in Anspruch genommen, die bereits 
gewerblich genutzt sind, entsprechende Bebaung aufweisen und in dieser Hinsicht 
ebenfalls keine hohe naturschutzfachliche Wertigkeit vermuten lassen. Einzig ein zentral 
gelegener Teich mit umgebendem Gehölzbestand bildet eine Struktur, der eine höhere 
naturschutzfachliche Relevanz zukommen kann. Bei den derzeit noch nicht baulich 
genutzten Erweiterungsflächen handelt es sich um bevorratete Betriebsflächen, die 
derzeit intensiv als Grünland bewirtschaftet werden. Für den Fall, dass diese einer 
gewerblichen Nutzung zugeführt werden, wird bereits auf Ebene der vorbereitenden 
Bauleitplnung konzeptionell verankert, dass eventuell neu entstehende Bebauung mit 
einer randlichen Eingrünung in das Landschaftsbild einzubinden ist.  

- Eine genauere Erfassung und Dokumentation der naturschutzfachlichen Wertigkeiten 
wird im Rahmen einer Biotopkartierung erfolgen.  

- Hierauf aufbauend werden im Umweltbericht die naturschutzfachlichen Auswirkungen 
der Planung prognostiziert werden. Eine detaillierte Eingriffs- Ausgleichbilanz mit 
Bennung konkreter Ausgleichsmaßnahmen bleibt den nachgeordneten Planungs-
ebenen vorbehalten.  
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4.3 Aussagen zur Eingriffsregelung 

Detaillierte Angaben zum Umfang der naturschutzfachlichen Eingriffe sowie zum Ausgleich 
können auf der Ebene der Flächennutzungsplanung nicht gemacht werden, da dieser nur 
einen relativ unscharfen Rahmen vorgibt und keine konkreten Baurechte einräumt. Es lässt 
sich aber feststellen, dass durch die vorliegende Planung mindestens ein Eingriff in das 
Schutzgut Boden vorbereitet wird.  

Dieser Eingriff ist auf den nachgeordneten Planungsebenen zu konkretisieren und auszu-
gleichen. Der Ausgleich für die entstehenden Eingriffe soll vorzugsweise innerhalb des Än-
derungsbereiches erfolgen.  

5 Flächenangaben 

Bestandsdarstellung  
Flächennutzungsplan 

Fläche Planung Fläche 

Fläche für die Landwirtschaft TB 1 ca. 1,54 ha Gewerbliche Bauflächen TB 1  
 darin enthalten: Pflanzstreifen  

ca. 1,76 ha 
ca. 0,42 ha 

Pflanzstreifen / Randeingrünung TB 1 ca. 0,22 ha   

Fläche für die Landwirtschaft TB 2 ca. 2,67 ha Gewerbliche Bauflächen TB 2   
 darin enthalten: Pflanzstreifen 

ca. 2,67 ha 
ca. 0,22 ha 

Gesamt: 4,43 ha  4,43 ha 

 

Der Vorentwurf der 69. Änderung des Flächennutzungsplanes wurde im Einvernehmen mit 
der Samtgemeinde Sittensen durch das Büro MOR PartG mbB Rotenburg ausgearbeitet.  


